
Allgemeine Geschäftsbedingungen Warenlieferung 

 

Vorbemerkung 

Folgende unter A. formulierten allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten, wenn der Käufer Unterneh-
mer, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

Ist der Käufer Verbraucher, so gelten ausschließlich die unter B. genannten Bestimmungen, darüber hin-
aus die gesetzlichen Bestimmungen. 

Individualvertraglich vereinbarte Bestimmungen innerhalb des Vertragsverhältnisses gehen den allge-
meinen Geschäftsbedingungen vor. Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein, so bleiben die übri-
gen Bestimmungen wirksam. 

 

A. Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Fall, dass der Käufer Unternehmer ist 
 
 

1. Bestellung und Auftragsannahme 
 

(1) Sämtliche Bestellungen, die dem Lieferanten vom Käufer unmittelbar oder über Außendienstmitarbei-
ter erteilt werden, bedürfen der Annahme durch schriftliche Auftragsbestätigung, es sei denn, es 
handelt sich um ein Bargeschäft. 
 

(2) Abweichungen der bestellten oder gelieferten Artikel von der Bestellung, insbesondere im Hinblick 
auf Material und Ausführung, bleiben, soweit diese Abweichungen die vertraglich vereinbarte Sollbe-
schaffenheit des Artikels nicht negativ beeinflussen, im Rahmen des technischen Fortschritts aus-
drücklich vorbehalten. 
 
 

2. Lieferzeit 
 

(1) Die vom Lieferanten genannten Liefertermine sind unverbindlich, es sei denn, sie sind ausdrücklich 
als „verbindlicher Liefertermin“ vom Lieferanten schriftlich bestätigt worden.  
 

(2) Die Lieferung durch den Lieferanten steht unter dem Vorbehalt der Selbstbelieferung. Der Lieferant 
wird dem Käufer unverzüglich Mitteilung machen, falls eine Selbstbelieferung nicht stattfindet, und 
ihm bereits erhaltene Leistungen zurückerstatten. 
 

(3) Der Käufer ist im Falle eines vom Lieferanten zu vertretenden Verzugs der Lieferung zur Geltendma-
chung weiterer Rechte erst dann berechtigt, wenn eine vom ihm nach Verzugseintritt gesetzte Nach-
frist von mindestens zwei Wochen furchtlos verstrichen ist. 
 
 

3. Versand 
 

(1) Ist die Versendung der Ware vereinbart, so stehen mangels besonderer Vereinbarungen dem Liefe-
ranten die Wahl des Transportunternehmers sowie die Art des Transportmittels frei. 
 

(2) Verzögert sich der Versand durch Umstände, die der Käufer zu vertreten hat, so geht die Gefahr 
bereits im Zeitpunkt der Versandbereitschaft auf den Käufer über. Die durch die Verzögerung entste-
henden Kosten (insbesondere Lagerspesen) hat der Käufer zu tragen. 
 

(3) Der Lieferant ist nicht verpflichtet, die Sendung gegen Transportschäden zu versichern oder versi-
chern zu lassen, es sei denn, eine entsprechende Verpflichtung ist vom Lieferanten schriftlich über-
nommen worden. 

  



4. Haftung für Mängel 
 
(1) Der Käufer ist verpflichtet, die gelieferte Ware sofort nach Ablieferung zu untersuchen und beste-

hende Mängel dem Lieferanten unverzüglich und schriftlich (Brief oder Telefax) mitzuteilen. Män-
gel, die verspätet gerügt wurden, werden vom Lieferanten nicht berücksichtigt und sind von der 
Gewährleistung ausgeschlossen.  

 
Rügen, die gegenüber Außendienstmitarbeitern oder Transporteuern oder sonstigen Dritten ge-
genüber gelten gemacht werden, stellen keine form- und fristgerechten Rügen dar. 

 
(2) Für den Fall, dass aufgrund einer berechtigten Mängelrüge eine Nacherfüllung in Form einer 

Neulieferung erfolgt, gelten die Bestimmungen über die Lieferzeit entsprechend. Für eine Män-
gelbeseitigung durch Nachbesserung ist dem Lieferanten eine dem Einzelfall angemessene Frist, 
welche zwei Wochen nicht unterschreitet, zu gewähren.  

 
(3) Das Vorliegen eines Mangels begründet folgende Rechte des Käufers: 

 
a) Der Käufer hat im Falle der Mangelhaftigkeit zunächst das Recht, vom Lieferanten Nacherfül-

lung zu verlangen. Das Wahlrecht, ob eine Neulieferung der Sache oder eine Mangelbehe-
bung stattfindet, trifft hierbei der Lieferant nach einem Ermessen. 

 
b) Darüber hinaus hat der Lieferant das Recht, bei Fehlschlag eines Nacherfüllungsversuchs ei-

ne neuerliche Nacherfüllung, wiederum nach einiger Wahl in Bezug auf Art und Weise und 
innerhalb einer angemessenen Frist, vorzunehmen. Erst wenn auch die wiederholte Nacher-
füllung fehlschlägt, steht dem Käufer das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten oder den 
Kaufpreis zu mindern. 

 
c) Das Recht des Käufers, Schadensersatz wegen der Verletzung der Pflicht des Lieferanten 

zur Lieferung mangelfreier Sachen zu verlangen, richtet sich nach Ziffer 5. c) dieser AGB. 
 
d) Die Gewährleistungsfrist beträgt für neue und für gebrauchte Sachen ein Jahr. Hingegen gilt 

die gesetzliche Gewährleistungsfrist von zwei Jahren für die Geltendmachung von Scha-
densersatzansprüchen des Käufers, die auf den Ersatz eines Körper- oder Gesundheits-

schadens gerichtet sind oder auf grobes Verschulden gestützt werden. 
 

5. Haftung für Pflichtverletzung des Lieferanten im Übrigen 
 
Unbeschadet der Bestimmungen über die Gewährleistung sowie anderer in diesen Bestimmungen 
getroffener spezieller Regelungen gilt in Fällen einer Pflichtverletzung des Lieferanten Folgendes: 
 
a) Der Käufer hat dem Lieferanten zur Beseitigung der Pflichtverletzung eine angemessene Nacher-

füllungsfrist zu gewähren, welche zwei Wochen nicht unterstreitet.  
 

b) Erst nach erfolglosem Ablauf der Nacherfüllungsfrist kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten 
und/oder Schadensersatz verlangen. 
 

c) Schadensersatzansprüche sind ausgeschlossen, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt 
ist:  
 
aa) Schadensersatzansprüche des Käufers hinsichtlich der Haftung für Schäden aus der Verlet-

zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverlet-
zung des Lieferanten oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines ge-
setzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Lieferanten beruhen, sind weder ausge-
schlossen noch beschränkt. 

 
bb) Schadensersatz kann der Käufer nur in Fällen grob fahrlässiger Pflichtverletzung des Liefe-

ranten oder grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertre-
ters oder Erfüllungsgehhilfen des Lieferanten verlangen sowie bei Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten. Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Lie-
ferant – außer in Fällen grober Fahrlässigkeit oder Vorsatzes – nur für den vertragstypi-
schen, vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden. 



cc) Der Haftungsausschluss gilt ferner nicht in den Fällen, in denen nach Produkthaftungs-
gesetz bei Fehlern der Reparatur für Personenschäden oder Sachschäden an privat ge-
nutzten Gegenständen gehaftet wird. Er gilt auch nicht beim Fehlen von Eigenschaften, 
die ausdrücklich schriftlich zugesichert sind, wenn die Zusicherung gerade bezweckt 
hat, den Auftraggeber gegen Schäden, die nicht am Gegenstand selbst entstanden sind, 
abzusichern. 

 
dd) Auf Ziffer 10. dieser AGB wird ausdrücklich verwiesen. 
 
 

6. Preise 
 
Angegebene Preise sind stets Nettopreise ohne Umsatzsteuer. Die Preisberechnung erfolgt ab 
Sitz des Lieferanten in Euro zuzüglich der jeweils gültigen Umsatzsteuer. 
 
 

7. Zahlungsbedingungen 
 

(1)  Sämtliche Rechnungen des Lieferanten sind netto Kasse zu bezahlen. Ein Skontoabzug bedarf 
der vorherigen schriftlichen Vereinbarung. 

 
(2) Bei Überschreitung des Zahlungsziels und nach erfolgter Mahnung sind Verzugszinsen in Höhe 

von 8 % über dem jeweiligen Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank auf den Rechnungsbe-
trag zu zahlen. 

 
(3) Wechsel werden nur nach vorheriger schriftlicher Vereinbarung zahlungshalber angenommen. 

Diskontierungsspesen werden vom Lieferanten unabhängig vom Zeitpunkt der Wechselannah-
me vom Fälligkeitstag der Forderung an berechnet. Der Lieferant übernimmt keinerlei Gewähr 
für rechtzeitiges Inkasso oder rechtzeitigen Protest. 

 
(4) Werden Wechsel oder Schecks nicht termingerecht durch den Bezogenen gutschreiben, so 

werden in diesem Zeitpunkt sämtliche anderweitig bestehenden Forderungen des Lieferanten 
gegenüber dem Käufer fällig. Anderweitig bestehende Zahlungsziele verfallen. Dasselbe gilt für 
den Fall, dass eine Forderung bei Fälligkeit nicht bezahlt ist. 
 

8. Eigentumsvorbehalt 
 

(1) Jede vom Lieferanten gelieferte Ware bleibt dessen Eigentum bis zur vollständigen Zahlung des 
Kaufpreises und bis zur vollständigen Erledigung sämtlicher aus der Geschäftsbezeichnung re-
sultierender Forderungen (erweiterter Eigentumsvorbehalt). 
 
Eine wie auch immer geartete Verfügung über die unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware 
durch den Käufer ist nur im regelmäßigen Geschäftsverkehr des Käufers gestattet. Keinesfalls 
darf die Ware aber im Rahmen des regelmäßigen Geschäftsverkehrs zur Sicherung an Dritte 
übereignet werden. 
 

(2) Im Falle des Verkaufs der Ware im regelmäßigen Geschäftsverkehr tritt der bezahlte Kaufpreis 
an die Stelle der Ware. Der Käufer tritt bereits jetzt alle aus einer etwaigen Veräußerung entste-
henden Forderungen an die Lieferanten ab. Der Käufer ist ermächtigt, diese Forderungen solan-
ge einzuziehen, als er seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Lieferanten nachkommt. 
Mit Rücksicht auf den verlängerten Eigentumsvorbehalt (Vorausabtretung der jeweiligen Kauf-
preisforderung) ist eine Abtretung an Dritte, insbesondere an ein Kreditinstitut, vertragswidrig 
und daher unzulässig. Der Lieferant ist jederzeit berechtigt, die Verkaufsunterlagen des Käufers 
zu prüfen und dessen Abnehmer von der Abtretung zu informieren. 
 

(3) Ist die Forderung des Käufers aus dem Weiterverkauf in ein Kontokorrent aufgenommen wor-
den, tritt der Käufer hiermit bereits auch seine Forderung aus dem Kontokorrent gegenüber sei-
nem Abnehmer an den Lieferanten ab. Die Abtretung erfolgt in Höhe des Betrags, den der Liefe-
rant dem Käufer für die weiterveräußerte Vorbehaltsware berechnet hatte. 



(4) Im Falle einer Pfändung der Ware beim Käufer ist der Lieferant sofort unter Übersendung einer 
Abschrift des Zwangsvollstreckungsprotokolls und einer eidesstattlichen Versicherung darüber 
zu unterrichten, dass es sich bei der gepfändeten Ware um die vom Lieferanten gelieferte und 
unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware handelt. 

 
(5) Übersteigt der Wert der Sicherheiten gemäß der vorstehenden Absätze dieser Ziffer den Betrag 

der hierdurch gesicherten noch offenen Forderungen auf absehbare Dauer um mehr als 20 % , 
ist der Käufer berechtigt, vom Lieferanten insoweit die Freigabe von Sicherheiten zu verlangen, 
als die Überschreitung vorliegt.  

 
(6) Die Geltendmachung der Rechte des Lieferanten aus dem Eigentumsvorbehalt entbindet den 

Käufer nicht von seinen vertraglichen Verpflichtungen. Der Wert der Ware im Zeitpunkt der 
Rücknahme wird lediglich auf die bestehende Forderung des Lieferanten gegen den Käufer an-
gerechnet. 

 
 

9. Rücktrittrecht des Lieferanten 
 

Der Lieferant ist aus folgenden Gründen berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten: 
 
(1) wenn sich entgegen der vor Vertragsschluss bestehenden Annahme ergibt, dass der Käufer 

nicht kreditwürdig ist. Kreditwürdigkeit kann ohne Weiteres angenommen werden in einem Fall 
des Wechsel- oder Scheckprotestes, der Zahlungseinstellung durch den Käufer oder eines er-
folglosen Zwangsvollstreckungsversuchs beim Käufer. Nicht erforderlich ist, dass es sich um 
Beziehungen zwischen Lieferant und Käufer handelt. 

 
(2) wenn sich herausstellt, dass der Käufer unzutreffende Angaben im Hinblick auf seine Kreditwür-

digkeit gemacht hat und diese Angaben von erheblicher Bedeutung sind. 
 

(3) wenn die unter Eigentumsvorbehalt des Lieferanten stehende Ware anders als im regelmäßigen 
Geschäftsverkehr des Käufers veräußert wird, insbesondere durch Sicherungsübereinigung oder 
Verpfändung. Ausnehme hiervon besteht nur, soweit der Lieferant sein Einverständnis mit der 
Veräußerung schriftlich erklärt hat. 

 
 

10. Sonstiges 
 

Eine Haftung aus Verletzungen von Pflichten aus dem Geräte- und Produktsicherheitsgesetz ist auf 
Produkte beschränkt, die nach dem 01.05.2004 in Verkehr gebracht wurden. Darüber hinaus beste-
hen Ansprüche auf Schadensersatz nur für solche Schäden, die durch vorsätzliche oder grob fahr-
lässige Verletzung der Pflichten verursacht wurden. Die Haftung ist – soweit zulässig – auf den Wert 
des Produktes beschränkt. 

 
 

11. Erfüllungsort und Gerichtsstand 
 

(1) Als Erfüllungsort wird der Sitz des Lieferanten vereinbart. 
 

(2) Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten der Vertragsparteien ist der Sitz des Liefe-
ranten. 

 
(3) In jedem Fall, insbesondere auch bei grenzüberschreitenden Lieferungen, gilt das Recht der 

Bundesrepublik Deutschland. 

  



B. Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Fall, dass der Käufer Verbraucher ist 
 
 

1. Vorbemerkung 
 

Die unter A. genannten AGB gelten nicht für Kunden, welche Verbraucher im Sinne des § 13 BGB 
sind. Für Verbraucher gelten die nachfolgenden AGB, darüber hinaus die gesetzlichen Bestimmun-
gen. 

 
 

2. Vorbehalt der Selbstbelieferung 
 

Die Lieferung durch den Lieferanten steht unter dem Vorbehalt der Selbstbelieferung. Der Lieferant 
wird dem Käufer unverzüglich Mitteilung machen, falls eine Selbstbelieferung nicht stattfindet; dar-
über hinaus wird er unverzüglich bereits erbrachte Leistungen des Käufers zurückerstatten. 

 
 

3. Haftung für Mängel 
 

Die Gewährleistung richtet sich grundsätzlich nach den gesetzlichen Bestimmungen mit folgender 
Einschränkung: Für gebrauchte Sachen beträgt die Gewährleistungsfrist ein Jahr. Die Verkürzung 
der Gewährleistungsfrist tritt nicht ein für Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf den Ersatz 
eines Körper- oder Gesundheitsschadens gerichtet sind oder auf grobes Verschulden gestützt wer-
den; in diesen Fällen gilt die gesetzliche Gewährleistungsfrist. 

 
 

4. Eigentumsvorbehalt 
 

Jede vom Lieferanten gelieferte Ware bleibt dessen Eigentum bis zur vollständigen Zahlung des 
Kaufpreises und bis zur vollständigen Erledigung sämtlicher aus der Geschäftsbeziehung resultie-
render Forderungen (erweiterter Eigentumsvorbehalt). 
 
Eine Verfügung über die unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware (etwa durch Verkauf, Verpfän-
dung, Sicherungsübereignung, Schenkung, Gebrauchsüberlassung) durch den Käufer ist nicht ge-
stattet. 
 
Sollte der Käufer eine vertragswidrige Verfügung über den Kaufgegenstand vorgenommen haben, 
tritt der bezahlte oder zu bezahlende Kaufpreis oder anderweitige erhaltene oder zu erhaltende Leis-
tungen des Erwerbers an die Stelle der Ware. Der Käufer tritt bereits jetzt alle aus einer etwaigen 
Veräußerung entstehenden Forderungen an die Lieferanten ab. Der Käufer ist nicht ermächtigt, die-
se Forderungen einzuziehen. 


